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Sehr geehrter Herr Sektionschef!





Nachfolgende Stellungnahme wurde von Integration:Österreich (I:Ö), den Selbstbestimmt-Leben-Initiativen Österreichs (SLIÖ) und der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) verfaßt.





Mit großem Erstaunen haben wir den für September 1998 angekündigten Zwischenbericht in der ersten Novemberwoche erhalten. Es ist für uns unverständlich, daß diese Unterlagen - drei von vier Unterarbeitsgruppen (UAGs) beendeten ihre Arbeit für den Zwischenbericht noch vor Jahresmitte - erst mit mehrmonatiger Verzögerung ausgesendet wurden.





Mit Befremden mußten wir außerdem feststellen, daß die ausdrücklich als Zwischenbericht vorgesehenen Unterlagen - entgegen allen bisherigen Abmachungen - nunmehr bereits als „Gesamtbericht“ bezeichnet werden.





Ferner gibt es noch immer keine Termine für die Sitzungen der Unterarbeitsgruppen zur Behandlung der von uns am 29. September 1998 übermittelten Diskriminierungsbeispiele (Arbeitsbehelf Teil 2).





Es drängt sich für uns der Eindruck auf, daß das Bundeskanzleramt an der weiteren Behandlung von behindertendiskriminierenden Bestimmungen nicht mehr interessiert ist. Dies ist um so unverständlicher angesichts der Tatsache, daß 1998 das „Internationale Jahr der Menschenrechte“ ist.











1) Allgemeine Bemerkungen zum „vorläufigen Gesamtbericht“





Länderbeispiele fehlen gänzlich; die Einbindung der Länder wurde zu wenig forciert.


Die Zeitspanne für eine umfassende Stellungnahme zum „vorläufigen Gesamtbericht“ war zu knapp bemessen.


Im allgemeinen fehlen die Bereiche in der Kompetenz des BM f. wirtschaftliche Angelegenheiten sowie der gesamte Wissenschaftsbereich. 


Auch in den Berichten der UAGs fehlen wesentliche Bereiche, wie z. B. ASVG, Telekommunikation, Förderungen (siehe auch Schreiben von Prof. Heinz Barazon vom 2. November 1998 an das BKA).














2) Zu den einzelnen Unterarbeitsgruppen:





a)	UAG „Bildung-Erziehung-Kultur“


	Der Bericht enthält keine klaren Bewertungen, einige Bereiche fehlen zur Gänze. Der Text zeigt, daß im Ministerium ein mangelndes Grundrechtsverständnis herrscht. Daß z. B. der Schulbegriff des § 2 Privatschulgesetz Vorrang gegenüber Artikel 7 B-VG (und Art. 2 des 1 ZP zur MRK) haben könnte, ist offenkundig unrichtig. Das PflichtSchErhGG ist ein Bundesgesetz.Die Ungleichbehandlung, die darin liegt, daß behinderten jungen Menschen nach Absolvierung der Pflichtschule überhaupt kein Bildungsangebot gemacht wird, blieb unbearbeitet.





b)	UAG „Berufsausbildung-Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvor�sorge-Gesundheit“


	In diesem Bericht werden Für und Wider einer Änderung der Ge�setzesstellen ausführlich behandelt. Es fehlen jedoch wesentliche, im Arbeitsbehelf Teil 2 angeführte, Diskriminierungsbeispiele (Arbeitslosen�ver�sicherungs�gesetz, weitere Bestimmungen aus dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz bzw. der entsprechenden Verordnung) sowie noch nicht behandelte Themenbereiche wie z. B. das ASVG.





c)	UAG „Rechtsschutz“


	Dieser Bericht ist am genauesten und ausführlichsten verfaßt und es wurden sämtliche Pro und Contras angeführt. Hier leistete die federführende Stelle auch die intensivsten Vorarbeiten.





d)	UAG „Mobilität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation“


	Die Ergebnisse dieser UAG wurden am ungenauesten und oberflächlichsten verfaßt. Entgegen den Vereinbarungen in der UAG wurden wesentliche Teile der von uns übersandten Stellungnahme nicht eingearbeitet und es fehlt nach wie vor ein so wichtiger Teil wie die Telekommunikation. Auch wurden im Protokoll der zweiten Sitzung essentielle - bei den beiden Sitzungen diskutierte - Positionen unrichtig bzw. gar nicht erwähnt. 





	Dies wurde bereits in einem gemeinsamen Schreiben vom 7. Juli 1998 an das Ministerium festgestellt. Die Haltung des Ministeriums zeigt sich auch daran, daß von ihm eine weitere Definition des Begriffs Behinderung eingefordert wird bzw. einfach die Einsetzung von weiteren Arbeitsgruppen vorgeschlagen wurde.














3) Nächste notwendige Schritte





Der Teil 2 muß ehebaldigst ausgesandt und behandelt werden.


Weitere UAGs müssen die angeführten Diskriminierungsbeispiele behandeln.


Zu jedem Beispiel muß klar Stellung genommen werden. Gelingt dies nicht, müssen die jeweiligen konträren Standpunkte dokumentiert werden, damit eine Entscheidung durch die Arbeitsgruppe im BKA möglich wird.


Die Ergebnisse der UAGs müssen in einem weiteren abschließenden Plenum behandelt werden.


Die bis zum Endbericht notwendigen Schritte sollen so terminisiert werden, daß dieser Ende Jänner 1999 vorliegt.


Der Endbericht muß dann unverzüglich dem Gesetzgeber übermittelt werden.











Mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme 


und dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung





im Auftrag von I:Ö, ÖAR und SLIÖ











Martin Ladstätter


